
 

 

 

  
 

 

Begründung: 
Uns eint das Bewusstsein, dass ohne Frieden kein menschenwürdiges Leben möglich ist. 
Krieg bedeutet immer Tod, Zerstörung von Lebensgrundlagen, Vertreibung und Flucht. 

In der Hansestadt Hamburg leben Menschen aus nahezu 200 Ländern. Über den Hafen 
gehen Waren aus allen Teilen der Welt ein und aus. Doch werden hier nicht nur zivile 
Güter verschifft, sondern auch Waffen, Munition und Kriegsgerät. Wir finden, dass 
sowohl Produktion als auch Handel ausschließlich friedlichen Zielen dienen darf.  

Mit der Volksinitiative wollen wir dazu beitragen der Präambel der Hamburgischen 
Verfassung Geltung zu verschaffen. In ihr heißt es: „Die Freie und Hansestadt Hamburg 
hat als Welthafenstadt eine ihr durch Geschichte und Lage zugewiesene, besondere 
Aufgabe gegenüber dem deutschen Volke zu erfüllen. Sie will im Geiste 
des Friedens eine Mittlerin zwischen allen Erdteilen und Völkern der Welt 
sein. Durch Förderung und Lenkung befähigt sie ihre Wirtschaft zur 
Erfüllung dieser Aufgaben und zur Deckung des wirtschaftlichen Bedarfs 
aller.“  

Internationalität, Frieden und Völkerverständigung sind Werte, die 
Hamburg als Konsequenz aus Faschismus und zwei Weltkriegen in die 
Verfassung übernommen hat. Doch in und um Hamburg produzieren 
momentan mehr als 93 Unternehmen Rüstungsgüter. Über den Hafen 
werden pro Jahr 1.000 Container mit Munition verschifft. Das sind drei 
Container pro Tag – dazu kommen noch Waffen, Panzerwagen, Panzer, 
Raketenwerfer und Kriegsschiffe. Transportiert wird zum Beispiel nach 
Mexiko, Brasilien oder Kolumbien – in Länder, in denen die Menschenrechte mit Füßen 
getreten werden, aber auch nach Saudi-Arabien und in die Türkei, die damit unter anderem 
im Jemen, in Syrien und gegen die Kurd:innen Krieg führen. Allein im ersten Quartal 2020 
wurden trotz der Covid-19-Pandemie Panzerkampfwagen und Kriegsschiffe im Wert von 
200 Millionen Euro exportiert.  

Auch der Export von Kleinwaffen, den Massenvernichtungswaffen des 21. Jahrhunderts, 
ist in den letzten Jahren massiv gestiegen. Im Jahr 2017 wurden aus Hamburg Pistolen 
und Sturmgewehre im Wert von 500.000 Euro verschifft – 2018 für fünf Millionen und 
2019 für mehr als 13 Millionen Euro! Und dieser rasante Anstieg hält an. So stiegen die 
Exporte von Pistolen über den Hamburger Hafen im 2 und 3. Quartal von 2020, obwohl 
nach Ausbruch der Pandemie UN-Generalsekretär António Guterres zu einem globalen 
Waffenstillstand aufrief, auf jeweils 12,6 und 13,2 Millionen Euro! Weltweit heizen 

Rüstungsexporte bewaffnete Konflikte und Kriege an und zwingen Millionen Menschen 
zur Flucht. Rüstungsriesen wie Rheinmetall, Krauss-Maffei Wegmann oder die Lürssen 
Werften, zu denen auch Blohm und Voss gehört, machen damit Milliarden-Gewinne. 
Jeder Transport von Rüstungsgütern ist eine potentielle Gefahr für Menschenleben. Wir 
wollen den Transport und Umschlag von Rüstungsgütern über den Hamburger Hafen 
unterbinden. Transport und Umschlag beinhalten im Wesentlichen Export und Import 
sowie das Beladen, Entladen und Umladen. 

Was sind Rüstungsgüter? Rüstungsgüter sind solche Güter, die vorrangig oder 
ausschließlich einer militärischen Verwendung dienen. Sie sind abschließend in der 

Ausfuhrliste der Außenwirtschafsverordnung (AWV, Teil 1 Abschnitt A) 
aufgezählt. Die Voraussetzungen, unter denen solche Güter ausgeführt 
werden können, sind im Außenwirtschaftsgesetz (AWG) geregelt. Eine 
Untergruppe der Rüstungsgüter sind die Kriegswaffen, das sind zur 
Kriegsführung bestimmte Waffen gemäß § 1 des Kriegswaffen-
kontrollgesetzes (KrWaffKG). Die dazu gerechneten Gegenstände, Stoffe 
und Organismen sind in der Anlage zum KrWaffKG (Kriegswaffenliste) 
aufgeführt. Gesetz und Liste finden sich auch unter www.ziviler-hafen.de. 

Unser Bündnis besteht aus verschiedenen Friedensorganisationen, 
gewerkschaftlich und hochschulpolitisch Aktiven, Gruppen aus sozialer 
und Klimabewegung, Migrant:innenorganisationen, Menschen aus 
religiösen Zusammenhängen sowie Künstler:innen. Wir sagen Ja zum 

Leben! Frieden bedeutet nicht nur die Abwesenheit von Krieg. Frieden bedeutet das 
respektvolle Zusammenleben, bedeutet Vertrauen, Kreativität und Solidarität jenseits von 
Feindbildern und auf Grundlage des Völkerrechts. Wir freuen uns über weitere 
Mitstreiter:innen!  

Gemeinsam senden wir aus Hamburg das Signal: Stoppt den Transport und Umschlag von 
Rüstungsgütern! 

Die Bevölkerung der Hansestadt wird mit dieser Vorlage ermächtigt, darüber zu 
entscheiden, ob zukünftig Rüstungsgüter über den Hafen transportiert und umgeschlagen 
werden sollen oder nicht. 

Wir wollen mit der Volksinitiative dazu beitragen, dass Hamburg im Sinne seiner 
Verfassung als Mittlerin des Friedens wirksam wird. 

Volksinitiative gegen den Transport und Umschlag von Rüstungsgütern über den Hamburger Hafen 
zu der Vorlage zu folgendem Gegenstand der politischen Willensbildung:  
„Senat und Bürgerschaft schaffen innerhalb eines Jahres eine Rechtsgrundlage, die den Transport und Umschlag von Rüstungsgütern über 
den Hamburger Hafen verbietet und unternehmen alle notwendigen und zulässigen Schritte, um dieses Verbot unverzüglich umzusetzen.“ 



 

  

 

Volksinitiative gegen den Transport und Umschlag von 
Rüstungsgütern über den Hamburger Hafen   
Erklärung: � Ich unterstütze die Volksinitiative für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Verfassung der Freien und 
Hansestadt Hamburg. Erklärung: � Ich unterstütze die Volksinitiative für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der 
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg. 
�Mir ist Gelegenheit gegeben worden, den Entwurf des Gesetzes im vollständigen Wortlaut zur Kenntnis zu nehmen 
�Mir ist Gelegenheit gegeben worden, den Entwurf des Gesetzes im vollständigen Wortlaut zur Kenntnis zu nehmen 

Datum der Anzeige des Beginns der Sammlung: 19.03.2021 
Für die Initiatoren erklärungsberechtigte Personen sind 1. Martin Dolzer, 2. Paula Herrschel, 3. Monika Koops 

Unterschriftenliste Nummer 4������  für die 

Neue Listen zum Sammeln können Sie unter www.ziviler-hafen.de herunterladen und ausdrucken. Bitte senden Sie diese Unterschriftenliste (im Original per Post bis spätestens 
10.09.2021) an: Martin Dolzer, Paula Herrschel, Monika Koops, c/o Volksinitiative gegen Rüstungsexporte, Postfach 500141, 22767 Hamburg. 

HINWEISE: › Nach § 4 Absatz 2 des Volksabstimmungsgesetzes (VAbstG) darf unterzeichnen, wer bei 
Einreichung der Unterschriftslisten zur Bürgerschaft wahlberechtigt ist. Die Eintragung ist wirksam, wenn der Vor- 
und Familienname, das Geburtsjahr und die Wohnanschrift enthalten sind. Zudem muss die eintragungsberechtigte 
Person eigenhändig unter Angabe des Datums der Unterschriftsleistung unterschreiben. Fehlt eine dieser Angaben, 
ist die Eintragung auch gültig, wenn die Identität bei der Prüfung der Listen anhand des Melderegisters eindeutig 
festgestellt werden kann. Unterstützungsberechtigte, für die im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 
Absatz 1 Bundesmeldegesetz eingetragen ist, können sich auch ohne Angabe der Wohnanschrift in die 
Unterschriftsliste eintragen. Die Wohnanschrift wird durch den Hinweis ersetzt, dass eine Auskunftssperre 
vorliegt.   › Ihre Daten werden ausschließlich zur Feststellung des Zustandekommens der Volksinitiative verwendet 

und auch von den Initiatoren, Vertrauenspersonen und deren Hilfspersonen vertraulich behandelt.   › Jeweils zwei der 
oben genannten Personen sind berechtigt, für die Initiatoren folgende Erklärungen abzugeben: Sie dürfen die 
Durchführung des Volksbegehrens beantragen (§ 6 Absatz 1 Satz 1 VAbstG); sie dürfen den Entwurf in überarbeiteter 
Form einreichen (§ 6 Absatz 1 Satz 3 VAbstG); sie dürfen den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage zurücknehmen 
(§ 8 Absatz 1 VabstG).  › Jeweils zwei der oben genannten Personen sind berechtigt, für die Initiatoren beim 
Hamburgischen Verfassungsgericht die Feststellung zu beantragen, dass die Volksinitiative zustande gekommen ist 
(§ 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des VAbstG); ob ein Gesetz oder ein Beschluss der Bürgerschaft über einen 
bestimmten Gegenstand der politischen Willensbildung dem Anliegen der Volksinitiative entspricht (§ 27 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 VAbstG). 
 

 

Lfd. 
Nr. 

Name, Vorname 
Bitte leserlich ausfüllen! 

Geburtsjahr Straße, Hausnummer 
(Hauptwohnsitz Hamburg) 

PLZ Tag der 
Unterschrift 

Unterschrift Amtliche 
Vermerke 

1 
                   

    2         2 1 

2 
                   

    2         2 1 

3 
      

 
             

    2         2 1 

4 
                   

    2         2 1 

5 
                   

    2         2 1 
 

Erklärungen: 
è Mit meiner Unterschrift unterstütze ich die Volksinitiative zu der Vorlage zu oben genanntem Gegenstand der politischen Willensbildung. 
è Mir ist Gelegenheit gegeben worden, den Entwurf der Vorlage im vollständigen Wortlaut zur Kenntnis zu nehmen. 

 

Für mehr Informationen, bitte wenden! 

zu der Vorlage zu folgendem Gegenstand der politischen Willensbildung:  
„Senat und Bürgerschaft schaffen innerhalb eines Jahres eine Rechtsgrundlage, die den Transport und Umschlag von Rüstungsgütern über den 
Hamburger Hafen verbietet und unternehmen alle notwendigen und zulässigen Schritte, um dieses Verbot unverzüglich umzusetzen.“ 


